
 

Verwaltungsvereinbarung  Städtebauförderung 2014 

         Auf der Grundlage von Artikel 104 b Grundgesetz stellt der Bund den Ländern nach Maßgabe des 

Bundeshaushalts 2014 Bundesmittel zur Förderung städtebaulicher Gesamtmaßnahmen zur Verfügung. 

Die Bundesmittel sind für Fördergebiete bestimmt, die durch Beschluss der Gemeinde räumlich 

abzugrenzen sind. 

Artikel 4 

Förderung von Maßnahmen der Sozialen Stadt 

(1) Die Finanzhilfen des Bundes zur Förderung von Maßnahmen der Sozialen Stadt werden für Investitionen in 

städtebauliche Maßnahmen zur Stabilisierung und Aufwertung von Stadt- und Ortsteilen mit besonderem 

Entwicklungsbedarf eingesetzt, die auf Grund der Zusammensetzung und wirtschaftlichen Situation der darin 

lebenden und arbeitenden Menschen erheblich benachteiligt sind (vgl. § 171 e BauGB). Damit soll ein Beitrag 

zur Erhöhung der Wohnqualität und Nutzungsvielfalt, zur Verbesserung der Generationengerechtigkeit der 

Quartiere und zur Integration aller Bevölkerungsgruppen geleistet werden. 

(2) Im Sinne einer ganzheitlichen Perspektive sind bereits vor Ort bestehende Projekte, Ressourcen, Programme 

oder Netzwerke und ähnliches in die Förderung der Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbedarf 

einzubeziehen, um durch eine Abstimmung vor Ort die Kräfte zu bündeln. Förderfähig sind daher vorrangig 

Gesamtmaßnahmen, die im Fördergebiet für weitere ergänzende Maßnahmen Kooperationen mit Dritten 

vereinbaren. Dazu sollen im Rahmen der Gesamtmaßnahme die Fördermittel des Bundes und der Länder mit 

Mitteln Privater und/ oder weiteren Mitteln der öffentlichen Hand – wie zum Beispiel geeigneter sonstiger 

Förderung von Bund, Ländern und Kommunen – gebündelt und ergänzt werden. 

(3) Fördervoraussetzung ist ein unter Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger erstelltes integriertes 

städtebauliches Entwicklungskonzept, in dem Ziele und Maßnahmen im Fördergebiet dargestellt sind. Das 

Entwicklungskonzept ist in ein gegebenenfalls bereits vorhandenes gesamtstädtisches Konzept einzubetten bzw. 

davon abzuleiten, die Aktualität des Entwicklungskonzepts ist sicherzustellen, zudem sind darin Aussagen zur 

langfristigen Verstetigung erfolgreicher Maß-nahmen über den Förderzeitraum hinaus zu treffen. 

 

(4) Das Fördergebiet ist durch Beschluss der Gemeinde nach § 171 e Absatz 3 BauGB räumlich abzugrenzen. 

Die räumliche Festlegung kann auch, soweit erforderlich, als Sanierungsgebiet nach § 142 BauGB erfolgen. 

(5) Die Fördermittel können eingesetzt werden für Investitionen in städtebauliche Maßnahmen insbesondere in 

folgenden Maßnahmegruppen zur: 

- Verbesserung der Wohnverhältnisse, des Wohnumfeldes und des öffentlichen Raumes, um das Gebiet 

städtebaulich aufzuwerten, die Wohn- und Lebensqualität für die Bewohnerinnen und Bewohner zu steigern, die 

Bildungschancen und die Wirtschaftskraft im Quartier zu verbessern und die Sicherheit und 

Umweltfreundlichkeit zu erhöhen, 

- Verbesserung kinder-, familien- und altengerechter bzw. weiterer sozialer Infrastrukturen, um die 

Nutzungsvielfalt im Stadtteil zu erhöhen und den Zusammenhalt zu stärken, 

- Verbesserung der Integration benachteiligter Bevölkerungsgruppen und von Menschen mit 

Migrationshintergrund, 

- Koordinierung der Vorbereitung, Planung und Umsetzung der Maßnahmen im Gebiet sowie Beteiligung und 

Mitwirkung der Bürgerinnen und Bürger und Mobilisierung ehren-amtlichen Engagements, Erarbeitung und 

Fortschreibung des integrierten städtebaulichen Entwicklungskonzepts. 

 
(6) Der Verteilung der Bundesmittel auf die Länder liegt folgender Schlüssel zu Grunde: Anteil der Bevölkerung 

(70 v. H.), Anteil der Arbeitslosen (22,5 v. H.), Anteil ausländische Bevölkerung (7,5 v. H.), jeweils bezogen auf 

die Summe der Länder.  

 


